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Vorwort

Die vorliegende Studie ist die geringfügig aktualisierte, überarbeitete und gekürzte
Fassung einer Habilitationsschrift, die im Februar 2003 an der Fakultät für Sozialwis-
senschaft der Ruhr-Universität Bochum eingereicht wurde. Das Habilitationsverfahren
im Fach Politikwissenschaft wurde im Juli 2003 mit einem mündlichen Kolloquium
zum Thema „Leistungen und Grenzen einer politischen Institutionenökonomie für die
Erklärung der Folgen der europäischen Integration” abgeschlossen.

Ein wesentlicher Teil der vorliegenden Arbeit ist in meiner Zeit als wissenschaftli-
cher Assistent bei Ulrich Widmaier am Lehrstuhl für Vergleichende Regierungslehre
und Politikfeldanalyse der Ruhr-Universität Bochum entstanden. Die Fragestellung und
mein Interesse an polit-institutionalistischen Ansätzen wurden stark von meinem lang-
jährigen akademischen Lehrer (und fachlichem wie menschlichem Vorbild) geprägt.
Dennoch musste ich in der vorliegenden Arbeit das von Uli immer wieder überzeugend
dargelegte Plädoyer für möglichst sparsame, in sich logische und gleichzeitig weitrei-
chende Erklärungen zumindest in der Grobanlage der Arbeit bewusst vernachlässigen.
Meine Rechtfertigung dafür liegt in dem Bemühen, gleichzeitig auch noch andere
Ansprüche zu erfüllen. So sehe ich in der breiten Palette notwendiger politikwissen-
schaftlicher Arbeiten nicht nur Platz für sparsame Erklärungen, sondern auch Bedarf für
optimistische Studien. Politikwissenschaft sollte sich auch darum bemühen, auf norma-
tive Hintergründe von Politik hinzuweisen und pragmatisch Änderungsmöglichkeiten
aufzuzeigen. Nur so kann der Gefahr begegnet werden, durch die Konstruktion schein-
barer Sachzwänge den demokratischen Handlungsspielraum unnötig einzuschränken.
Dieser normative Anspruch ist wahrscheinlich der Grund dafür, dass ich mich bei ver-
schiedenen Arbeiten mit unterschiedlichen Fragestellungen immer wieder für theore-
tische Ansätze entscheide, die (wenn auch mit unterschiedlichem Hintergrund) auf
politische Veränderungen und politisches Lernen zielen.

Mir ist wirklich nicht klar, inwiefern ich mit diesem Anspruch von meinem zweiten
akademischen Vorbild und persönlichen Freund Klaus Schubert geprägt worden bin.
Wahrscheinlich verdanke ich Klaus einen weitaus größeren Teil dessen, was ich für
meine eigenen Ideen halte, als ich mir je eingestehen werde.

Während der langen und teilweise verzweifelten Zeit der Vorbereitung dieser Studie
standen mir zudem meine lieben Kollegen Maria Behrens, Stefan Marschall, Christoph
Strünck und Hubert Zimmermann fachlich und menschlich zur Seite. Auch die viel-
fältige Unterstützung und Kritik durch Diana Schumann, Monika Bledowska, Lars Hei-
demann und Stefan Seifen vom „Team Widmaier” hat zur Fertigstellung der Arbeit
beigetragen. Ausgesprochen hilfreich war auch die frühzeitige kompetente Kritik einer
Vielzahl von Fachkollegen unter anderem bei Vorträgen an den Universitäten Hagen
und Tübingen (wo ich besonders Josef Schmid für die Einladung danke).

Die Studie war nur durch ein Forschungsstipendium der DFG (Förderziffer BA
1912/1-1) für einen halbjährigen Aufenthalt in Großbritannien möglich. Ich hatte dabei
das Glück, im Kreis exzellenter Kollegen am IGS der Universität in Birmingham arbei-
ten zu können. Besonderer Dank gilt dem Direktor des Instituts, William Paterson, der
mir nicht nur hervorragende Arbeitsbedingungen ermöglicht hat. Ich verdanke ihm auch
viele sachliche Hinweise und konnte auf sein persönliches Netzwerk zurückgreifen.
Auch allen Mitarbeitern, Kollegen und Studenten des Instituts danke ich ebenso wie den
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Interviewpartnern aus Politik und Wissenschaft. Konstruktive Hinweise konnte ich auch
von den zahlreichen Gutachtern erhalten (vier Gutachter im Habilitationsverfahren und
zwei Gutachter der DFG). Glücklicherweise haben sie sich nicht als „Examinators”
erwiesen, wie ich sie einst in einer meiner unbeabsichtigten Sprachschöpfungen tituliert
habe.

Die Arbeit wurde in ihrer ursprünglichen Form in gewohnt kompetenter und zuver-
lässiger Weise von Angelika J. Hüpen korrekturgelesen. Angesichts meiner späteren
Überarbeitungen ist sie nicht für verbleibende Fehler verantwortlich. Die Abschluss-
formatierung und Korrektur neu von mir erzeugter Fehler haben Judith Hoffmann,
Annabelle Lach, Axel Piesker und ich mit nahezu übermenschlichem Einsatz in Düssel-
dorf vorgenommen. Allen Genannten gilt mein ganz persönlicher Dank und Respekt.

Meine Familie hat mich auch während dieser hoffentlich letzten Qualifikationsphase
meiner jahrzehntelangen Ausbildung großzügig moralisch und ökonomisch unterstützt.
Sandra Gehrmann danke ich dafür, dass sie mich in meinem (maximal) sechs Quadrat-
meter großen „prison cell” (deutsch: Wohnheimzimmer) in Birmingham besucht hat.
Mein letzter Dank gilt der „Revolution”-Bar und deren sicherlich immer wieder hoch-
erfreuten einheimischen Gästen, denen ich regelmäßig ausführlich von den Details
meiner Arbeit berichtet habe (nicht ohne jeweils einleitend die Fehlentscheidung von
1966 zu beklagen). Ich werde nie verstehen, warum man uns Deutsche oft als unbeliebte
Gäste in England ansieht...

Bochum/Düsseldorf, August 2004 Nils Bandelow
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Zusammenfassung

Die Ausgangsthese des Buches ist, dass institutionelle Rahmenbedingungen politi-
scher Systeme nicht nur die Verabschiedung und Umsetzung neuer politischer Pro-
gramme im legislativen Prozess prägen, sondern auch die Entwicklung neuer Program-
me in der Exekutive beeinflussen. Die bisherige politikwissenschaftliche Forschung hat
vielfach überzeugend dargelegt, dass ausgeprägte Formen der Gewaltenteilung und
bestimmte Konstellationen verhandlungsdemokratischer Arrangements die legislative
Durchsetzung neuer politischer Programme behindern können. In der Studie wird
zunächst argumentiert, dass eine starke Machtverteilung (etwa eine große Zahl von
Vetospielern mit weit entfernten politischen Präferenzen) im politischen System übli-
cherweise mit einer ebenfalls geringen Machtkonzentration in der Exekutive verbunden
ist. Auf Basis soziologischer und betriebswirtschaftlicher Organisationstheorien wird
argumentiert, dass dadurch in der Exekutive die Wahrscheinlichkeit der Entwicklung
neuer Konzepte auf Basis veränderter Anforderungen und zusätzlicher Informationen
(also die Wahrscheinlichkeit kollektiven Lernens in der Regierung) steigt. Gerade die
Rahmenbedingungen also, die in den späten Phasen legislativer Prozesse Neuerungen
verhindern, begünstigen diese Neuerungen in der Entwicklungsphase neuer Politikpro-
gramme in der Regierung.

Die dazu entwickelten Hypothesen werden auf Basis von vergleichenden Fallbeispie-
len aus der europäischen Verfassungs- und Währungspolitik geprüft. Mit der Auswahl
dieser außenpolitischen Felder werden bewusst Policies gewählt, die in besonderer Wie-
se von der Exekutive geprägt werden. Als Länderbeispiele wurden mit Großbritannien
und Deutschland Fälle mit möglichst unterschiedlichen Machtverteilungen gewählt. Im
Wesentlichen entsprechen die Ergebnisse der Fallstudien den theoretisch entwickelten
Hypothesen. Die Studie kann somit einen Beitrag zur Antwort auf die Frage leisten,
warum entgegen den Erwartungen rationalistisch-institutionalistischer Ansätze wie der
Vetospieler-Theorie in einzelnen Feldern gerade in verhandlungsdemokratisch gepräg-
ten politischen Systemen besonders grundlegende und nachhaltige Policy-Veränderun-
gen zu beobachten sind. Eine abschließende Beurteilung der Erklärungskraft der hier
exemplarisch illustrierten Perspektive für andere Felder und andere politische Systeme
(insbesondere auch für präsidentielle Regierungssysteme) bedarf allerdings weiterer
Studien.


